
Bundessozialgericht

8 RK142/81 lm Namen des Volkes

Verkündet am [theil

21. September 1983

in dem Rechtssheh

beige-laden:
O"'°ooco ooooooo co.-u....ooooo oooooooooo o...

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 21. September 1983

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Hessischen

Landessozialgerichts vom 2“. Juni 1981 wird zurückgewiesen.

Die Klägerin hat der Beigeladenen die außergerichtlichen

Kosten für das Revisionsverfahren zu erstatten; im übrigen

haben die Beteiligten einander außergerichtliche Kosten

nicht zu erstatten.
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G r ü n d e

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beigeladene seit dem

1. August 1978 bei der klagenden Allgemeinen Ortskrankenkasse

(AOK) oder bei der beklagten Ersatzkasse pflichtversichert ist.

Die Beigeladene, die am 1. August 1967 der beklagten Ersatzkasse

als pflichtversicherte Angestellte beigetreten war, gehörte

dieser Kasse vom 23. Juni 197“ bis zum 30. September 1976

— unterbrochen durch Pflichtversicherungszeiten — als freiwilli-

ges Mitglied der Klasse 721 (für nicht versicherungspflichtige

Personen und Selbständige) an. Mit Rücksicht auf den Familien-

hilfeanspruch des bei derselben Krankenkasse versicherten Ehe-

mannes der Beigeladenen genehmigte die Beklagte das beitragslose

Ruhen der Mitgliedschaft der Beigeladenen für die Zeit vom

1. Oktober 1977 bis zum 30. September 1978. Die Beigeladene

setzte jedoch ihre freiwillige Versicherung nach Wegfall des

Familienhilfean3pruchs ihres Ehemannes vom 1. Juni 1978 an fort.

Am 1. August 1978 nahm sie eine arbeiterrentenversicherungs-

pflichtige Beschäftigung als Zustellerin bei einer Tageszeitung

auf. Die Beklagte bescheinigte der Beigeladenen nach S 517 Abs 2

der Reichsversicherungsordnung (RVG) die Zugehörigkeit zu dieser

Ersatzkasse und führte die Pflichtversicherung durch.

Das Sozialgericht (SG) hat die auf Feststellung der Pflichtmit-

gliedschaft der Beigeladenen bei der AOK gerichtete Klage mit
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Urteil vom 6. August 1980 abgewiesen. Das Landessozialgericht

(LSG) hat mit Urteil vom 2”. Juni 1981 die Berufung der Klägerin

zurückgewiesen. Zur Begründung hat es im wesentlichen ausgeführt,

die Beigeladene sei Mitglied der Beklagten. Die am 1. August

1967 begründete Mitgliedschaft sei nicht beendet worden, da die

Beigeladene weder ausgeschlossen worden noch ausgetreten sei und

auch keine Erlöschenstatbestände vorlägen. Daran ändere das

zwischenzeitliche zulässige Ruben der Mitgliedschaft nichts,

nach dessen Beendigung die latent fortbestehende Mitgliedschaft

wieder zur Vollmitgliedschaft erstarkt sei. Die Mitgliedschaft

bei der Beklagten sei auch nicht durch die Aufnahme einer ver—

sicherungspflichtigen Beschäftigung nach 5 312 Abs 1 BVG ent-

fallen, denn diese Regelung gelte nicht im Verhältnis zu Ersatz-

kassen. Das folge insbesondere aus den 55 507 Abs 3, 517 RVG, die

gerade eine Doppel-Pflichtmitgliedschaft bei einer gesetzlichen

Krankenkasse und einer Ersatzkasse voraussetzten. Ebensowenig

stehe der Umstand entgegen, daß die Beigeladene aufgrund der ar-

beiterrentenversicherungspflichtigen Beschäftigung als Zeitungs-

zustellerin nicht mehr dem satzungsgemäß beitrittsberechtigten

Mitgliederkreis der Beklagten angehöre.

Die Klägerin hat dieses Urteil mit der zugelassenen Revision an—

gefochten. Sie ist der Ansicht, die Voraussetzungen für eine Be-

freiung von der Pflichtmitgliedschaft bei der AOK lägen nicht

vor. Das Recht auf Fortsetzung der Pflichtversicherung bei der

Ersatzkasse bestehe nur für solche Pflichtversicherte, die ihre

Eigenschaft als Angestellte oder Arbeiter verlieren, nicht aber

für freiwillig bei der Ersatzkasse Vesicherte, die nicht zum
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beitrittsberechtigten Personenkreis gehören. Im übrigen komme das

beitragsfreie Ruhen ohne Anspruch auf Leistungen praktisch der

Beendigung der Mitgliedschaft gleich, da jegliche Verbindung

zwischen Versichertem und Ersatzkasse gelöst werde. Es sei daher

davon auszugehen„ daß die Mitgliedschaft der Beigeladenen zur

Beklagten am 30. September’1976 endete. Das bedeute aber, daß

die anschließende freiwillige Mitgliedschaft nicht mehr auf einer

Pflichtversicherung basierte. Dann könne aber auch das Mitglied-

schaftsprivileg nicht mehr in Anspruch genommen werden.

Die

Die

Sie

der

und

der

Klägerin beantragt,

das angefochtene Urteil und das Urteil des Sozialgerichts

aufzuheben und festzustellen, daß die Beigeladene seit dem

1. August 1978 Pflichtmitglied der Klägerin ist.

Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet abzuweisen.

hält das angefochtene Urteil für richtig und ist insbesondere

Ansicht, das Ruhen.deriMitgliedschaft ohne Beitragspflicht

Leistungsberechtigung sei zulässig und nicht der Beendigung

Mitgliedschaft gleichzustellen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


II

Die Revision der Klägerin ist unbegründet, denn das LSG hat mit

Recht die Berufung der Klägerin gegen das die Klage abweisende

Urteil des SG zurückgewiesen. Die Beigeladene ist durch die Auf—

nahme einer versicherungspflichtigen Beschäftigung am 1. August

1978 nicht Mitglied der Klägerin geworden.

Nach den unangegriffenen Feststellungen des LSG ist davon auszu—

gehen, daß die Beigeladene am 1. August 1967 aufgrund des zum

Beitritt berechtigenden versicherungspflichtigen Beschäftigungs—

verhältnisses Mitglied der Beklagten geworden ist. Diese Mit—

gliedschaft ist durch die Aufgabe der versicherungspflichtigen

Beschäftigung nicht beendet worden, denn weder hat die Beigela—

dene ihren Austritt erklärt noch lag ein sonstiger Beendigungs-

grund vor. Die Mitgliedschaft der Beigeladenen bei der Beklagten

ist vielmehr berechtigterweise als freiwillige Vesicherung fort-

gesetzt worden. Auch das von der Beklagten für die Zeit vom

1. Oktober 1977 bis zum 30. September 1978 gestattete Ruhen der

Mitgliedschaft führte nicht zu dessen Beendigung und ist der Be—

endigung auch nicht gleichzustellen. In dem Antrag auf Ruhen der

Mitgliedschaft lag nicht die Erklärung des Austritts aus der Er—

satzkasse; vielmehr diente diese Erklärung gerade der Erhaltung

der Mitgliedschaft unter geänderten Bedingungen. Ob das in 5 13

der Versicherungsbedingungen der Beklagten vorgesehene Ruhen der

Mitgliedschaft ohne Beitragspflicht und Leistungsberechtigung

rechtmäßig ist und insbesondere dem 5 507 RVG entspricht, kann
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dahingestellt bleiben (vgl dazu BSG SozR Nr 18 zu 5 H der

12. Aufbau-Verordnung vom 2“. Dezember 1935 und BSG SozR 2200

5 507 Nr 3). Eine etwaige Rechtswidrigkeit des Ruhens könnte al—

lenfalls die Beitragspflicht und die Leistungsberechtigung der

Beigeladenen zur Folge gehabt haben.-Auf die Rechtmäßigkeit einer

ruhenden Mitgliedschaft ohne Beitragspflicht und Leistungsbe—

rechtigung käme es daher nur dann an, wenn entweder die Bei-

tragspflicht oder die Leistungsberechtigung Streitgegenstand wä—

ren. Im vorliegenden Fall ist entscheidend, daß das von der Be—

klagten — zu Recht oder zu Unrecht - gestattete Ruben der Mit-

gliedschaft nicht zu deren Beendigung führte, denn es lag weder

eine Austrittserklärung noch ein Ausschluß und auch kein sonsti—

ger Erlöschenstatbestand vor. Das Ruhen der Mitgliedschaft kann

auch nicht deshalb ihrer Beendigung gleichgestellt werden, weil

es faktisch wie eine Beendigung der Mitgliedschaft wirkt und nur

zur Vermeidung einer an sich gebotenen Beendigung eingeführt wä-

re. Abgesehen davon, daß ein die Beendigung der Mitgliedschaft

fordernder Tatbestand nicht vorlag, kann der im Vertrauen auf die

Rechtmäßigkeit der genehmigten Versicherungsbedingungen der Be—

klagten gestellte Ruhensantrag der Beigeladenen schon deshalb

nicht wie ein Austritt rechtlich behandelt werden, weil die Bei—

geladene möglicherweise auch die beitragspflichtige freiwillige

Mitgliedschaft.fortgesetzt hätte, wenn ihr die Unzulässigkeit des

beitragslosen Ruhens der Mitgliedschaft bekannt gewesen wäre. Die

Beigeladene hat daher im Anschluß an das Ruhen berechtigterweise

ihre freiwillige Mitgliedschaft bei der Beklagten fortgesetzt.

Sie war also bei Aufnahme der versicherungspflichtigen Beschäf—

tigung am 1. August 1978 weiterhin freiwilliges Mitglied der
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Beklagten.

Der erkennende Senat hat bereits entschieden, daß die aufgrund

einer Versicherungsberechtigung begonnene Mitgliedschaft in einer

Ersatzkasse nicht durch die Aufnahme einer versicherungspflich-

tigen Beschäftigung endet. Vielmehr können versicherungsberech-

tigte Mitglieder einer Ersatzkasse bei Aufnahme einer versiche-

rungspflichtigen Beschäftigung unter Befreiung nach 5 517 RVO

von der Mitgliedschaft bei einer Krankenkasse nach 5 225 RVO auch

dann ihre Versicherungspflicht bei der Ersatzkasse durchführen,

wenn die versicherungspflichtige Beschäftigung nicht zum Beitritt

zu dieser Ersatzkasse berechtigen würde (SozR 2200 8 517 Nr M).

An dieser Rechtsprechung wird festgehalten. Sie ist mit dem Ur-

teil des 3. Senats des Bundessozialgerichts (BSG) vom 20. Juli

1976 (SozR 2200 5 165 Nr 13) und dem Urteil des erkennenden Se-

nats vom 28. Juni 1983 (8 RK 18/81) deshalb zu vereinbaren, weil

zwischen beiden Fallgruppen rechtserhebliche Unterschiede be-

stehen. Den Urteilen vom 20. Juli 1976 und 28. Juni 1983 lagen

Tatbestände zugrunde, die zu einer originären Pflichtmitglied-

schaft bei der Ersatzkasse führten, so daß es einer Befreiung von

einer Mitgliedschaft bei einer anderen Kasse nicht bedurfte und

die Zugehörigkeit zur Ersatzkasse lediglich eine Zuständigkeits—

frage war, die durch Wegfall des die Mitgliedschaft begründenden

Tatbestandes beendet wurde. Dagegen ist im vorliegenden Fall die

Pflichtmitgliedschaft nicht originär von der Ersatzkasse als der

zuständigen Krankenkasse, sondern nur nach Befreiung von der

Mitgliedschaft bei der nach $ 225 EVO zuständigen Krankenkasse

durchgeführt und durch Wegfall des die Pflichtmitgliedschaft be—
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gründenden Tatbestandes auch nicht beendet worden. In einem sol-

chen Falle beendet auch die erneute Aufnahme einer versiche—

rungspflichtigen Beschäftigung nicht die Mitgliedschaft bei der

Ersatzkasse, sondern berechtigt erneut zur Befreiung von der

Mitgliedschaft bei der Krankenkasse nach $ 225 RVG. Dieses Be-

freiungsrecht besteht auch dann, wenn die versicherungspflichtige

Beschäftigung nicht zum Beitritt bei.dieser Ersatzkasse berech—

tigen würde. Während also die originär von der Ersatzkasse

durchgeführte Pflichtversicherung einer Befreiung nach 8 517 RVO

nicht bedarf und mit dem Wegfall des die-Pflichtversicherung be—

gründenden Tatbestandes endet, besteht die unter Befreiung von

der Mitgliedschaft bei einer Krankenkasse nach 5 225 RVG begrün—

dete Versicherung bei einer Ersatzkasse auch nach Beendigung des

die Pflichtversicherung begründenden Tatbestandes fort und macht

— um eine Doppelmitgliedschaft zu vermeiden - bei erneuter Auf-

nahme einer versicherungspflichtigen Beschäftigung auch eine er—

neute Befreiung von der Mitgliedschaft bei einer Krankenkasse

nach 5 225 RVO notwendig. Auch wenn die Beitrittsberechtigung zu

einer Ersatzkasse nicht mehr besteht, soll das berechtigterweise

beigetretene Mitglied bei erneuter Aufnahme einer versicherungs-

pflichtigen Beschäftigung nicht gezwungen sein, entweder aus der

Ersatzkasse auszutreten oder aber eine Doppelmitgliedschaft in

Kauf zu nehmenf

Hatte danach die Beigeladene bei Aufnahme der versicherungs-

pflichtigen Beschäftigung am-1. August 1978 gemäß 5 517 Abs 1

EVO das Recht auf Befreiung von der Mitgliedschaft bei der Klä—

gerin, so hatte sie mit der Vorlage der entsprechenden Beschei—
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nigung bei ihrem Arbeitgeber nach 5 517 Abs 2 BVD das Recht auf

Befreiung von der Mitgliedschaft bei der Klägerin.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 des Sozialgerichtsge-

setzes.
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